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Dienstwagenüberlassung im Rahmen eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses mit 

nahestehender Person 
 

Die Fahrzeugüberlassung an eine nahestehende Person im Rahmen eines geringfügigen Beschäfti-

gungsverhältnisses hält einem Fremdvergleich nicht stand.  
*BFH, Urt. v. 21.12.2017 – III B 27/17, NV  
 
Der Kläger erzielt als Ingenieur Einkünfte aus selbständiger Arbeit und lebt mit seiner Lebensgefährtin und den 
gemeinsamen Kindern zusammen. Die Lebensgefährtin ist als Sekretärin tätig, ihre wöchentliche Arbeitszeit 
betrug in den Streitjahren zunächst 20, dann 25 und später 30 Stunden. Daneben schloss die Lebensgefährtin 
im Jahr 2004 mit dem Kläger einen weiteren Arbeitsvertrag, wonach sie wöchentlich sechs Stunden tätig sein 
sollte. Zu ihren Aufgaben gehörten Belegsortierung, Kontrolle und Vorbereitung der Zahlung von Eingangsrech-
nungen, Kontrolle von Zahlungseingängen der Ausgangsrechnungen sowie sonstige mit der kaufmännischen 
Organisation des Ingenieurbüros zusammenhängende Arbeiten. Die Arbeitszeit sollte sich nach betriebsorgani-
satorischen Erfordernissen unter Berücksichtigung der Belange der Arbeitnehmerin richten. Die Tätigkeit sollte 
als sog. geringfügige Beschäftigung ausgeübt und mit monatlich 400 € vergütet werden, die zum Monatsende 
auf das Konto der Lebensgefährtin zu überweisen waren. In einem Nachtrag zum Anstellungsvertrag vereinbarte 
der Kläger mit der Lebensgefährtin, dass ihr ein Firmenwagen zur privaten Nutzung zur Verfügung gestellt wer-
de, deren Kosten er übernehme. Der steuer- und sozialversicherungspflichtige Gegenwert der Fahrzeugüberlas-
sung für private Zwecke sollte gegen den baren Vergütungsanspruch aufgerechnet werden. Der vom Kläger zu 
überweisende Lohn betrug danach zunächst nur noch 221 €. Im Dezember 2008 schaffte der Kläger einen VW 
Tiguan als Firmenwagen für seine Lebensgefährtin an; wegen des dadurch erhöhten Sachbezugswerts nach der 
sog. 1-%-Regelung wurde der weitere Lohn vereinbarungsgemäß auf 0 € reduziert. 
 
Das Finanzamt versagte den Betriebsausgabenabzug für den Arbeitslohn der Lebensgefährtin und die Kosten 
des ihr zur Verfügung gestellten Fahrzeugs, weil der zwischen dem Kläger und seiner Lebensgefährtin beste-
hende Arbeitsvertrag einem Fremdvergleich nicht standhalte. 
 
Klage und Nichtzulassungsbeschwerde blieben ohne Erfolg. Argument des BFH: Ein Arbeitgeber würde einem 
familienfremden geringfügig Beschäftigten regelmäßig kein Fahrzeug überlassen, da durch eine umfangreiche 
Privatnutzung des Pkw die Vergütung für die Arbeitsleistung in erhebliche – und für den Arbeitgeber unkalkulier-
bare – Höhen steigern könnte. 
 
 

Wirtschaftliches Eigentum an Leasingobjekten im Rahmen von Sale-and-lease-back-

Gestaltungen 
 

Wirtschaftliches Eigentum nach § 39 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 AO des Leasingnehmers an einem Leasingob-

jekt kommt nicht in Betracht, wenn die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer des Leasinggegenstands 

länger als die Grundmietzeit ist und dem Leasinggeber ein Andienungsrecht eingeräumt ist (Bestäti-

gung der Rechtsprechung). 

*BFH, Urt. v. 21.12.2017 – IV R 56/16, NV 
 
In Leasingfällen (auch im Rahmen eines „Sale-and-lease-back“) geht die gefestigte BFH-Rechtsprechung bei 
Anwendung des § 39 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 AO insbesondere von folgenden Grundsätzen aus: 
 
Wirtschaftliches Eigentum des Leasingnehmers ist gegeben, wenn der Herausgabeanspruch des Leasinggebers 
keine wirtschaftliche Bedeutung mehr hat, d.h. dem Leasingnehmer Substanz und Ertrag des Wirtschaftsguts 
für die voraussichtliche Nutzungsdauer zustehen. Hieran fehlt es im Allgemeinen, wenn die betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer länger als die Grundmietzeit ist, denn in einem derartigen Fall ist der Herausgabeanspruch des 



 
Sämtliche Beiträge sind mit Sorgfalt bearbeitet, dennoch kann für ihren Inhalt keine Haftung übernommen werden. 

Leasinggebers gerade nicht wirtschaftlich bedeutungslos. Kann der Leasingnehmer den Leasinggeber hingegen 
auch für die verbleibende Zeit von der Einwirkung auf das Leasingobjekt ausschließen, ist das Leasingobjekt 
dem Leasingnehmer zuzurechnen. Allerdings muss der Leasingnehmer hierzu aufgrund einer eigenen, rechtlich 
abgesicherten Position (z.B. Kauf- oder Verlängerungsoption) in der Lage sein. Ein lediglich dem Leasinggeber 
eingeräumtes Andienungsrecht reicht hierfür nicht aus. 
 
Eine Sondersituation besteht beim Spezialleasing. In diesem Fall kann der Leasinggeber das Leasingobjekt – 
unabhängig von dem Verhältnis der Grundmietzeit zur betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer – nicht anderweitig 
nutzen oder verwerten. Daher kommt es auch nicht darauf an, ob der Leasingnehmer über eine rechtliche abge-
sicherte Position zum Ausschluss des Leasinggebers verfügt, denn der Herausgabeanspruch des Leasingge-
bers ist in diesen Fällen von vornherein wertlos. 
 
Wirtschaftliches Eigentum des Leasingnehmers kommt danach nicht in Betracht, wenn die betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer des Leasingobjekts länger als die Grundmietzeit ist und nur dem Leasinggeber ein Andienungs-
recht zusteht. In einem derartigen Fall fehlt es an einer rechtlich abgesicherten Position des Leasingnehmers, 
die es ihm ermöglicht, den Leasinggeber für die verbleibende Nutzungsdauer von der Einwirkung auf das Lea-
singobjekt auszuschließen. 
 
Hinweis: 
Mit der Einfügung des § 246 Abs. 1 Satz 2 HGB i.d.F. des BilMoG existiert nunmehr neben § 39 AO eine eigen-
ständige handelsrechtliche Zurechnungsnorm. Nach dieser Vorschrift sind Vermögensgegenstände in der Bilanz 
des Eigentümers aufzunehmen (erster Halbsatz); ist ein Vermögensgegenstand nicht dem Eigentümer, sondern 
einem anderen wirtschaftlich zuzurechnen, hat dieser ihn in seiner Bilanz auszuweisen (zweiter Halbsatz). 
 
Im Streitfall konnte dahinstehen, ob § 246 Abs. 1 Satz 2 HGB i.d.F. des BilMoG dem § 39 AO vorgeht und ggf. 
einen von § 39 AO abweichenden Regelungsinhalt normiert, denn diese Vorschrift ist verpflichtend erstmals auf 
Jahresabschlüsse für nach dem 31.12.2009 beginnende Geschäftsjahre, optional – unter bestimmten Voraus-
setzungen – frühestens auf nach dem 31.12.2008 beginnende Geschäftsjahre anwendbar (vgl. Art. 66 Abs. 3 
Satz 1 und 6 des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch i.d.F des BilMoG). Sie greift daher im Streitfall 
nicht ein, so dass § 39 AO (inhaltlich) anwendbar bleibt. 
 
 

Selbstgetragene Krankheitskosten sind nicht als Sonderausgaben abziehbar 

 
Verzichtet ein Steuerpflichtiger auf die Erstattung seiner Krankheitskosten, um von seiner privaten 

Krankenversicherung eine Beitragserstattung zu erhalten, können diese Kosten nicht von den erstatte-

ten Beiträgen abgezogen werden, die ihrerseits die Höhe der abziehbaren Krankenversicherungsbeiträ-

ge gem. § 10 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a Satz 3 EStG reduzieren (Anschluss an die Senatsrechtspre-

chung zum Selbstbehalt, vgl. Urt. v. 18.07.2012 – X R 41/11, BStBl II 2012, 821; v. 01.06.2016 – X R 43/14, 

BStBl II 2017, 55). 
*BFH, Urt. v. 29.11.2017 – X R 3/16 
 
Im Urteilsfall hatten der Kläger und seine Ehefrau Beiträge an ihre privaten Krankenversicherungen zur Erlan-
gung des Basisversicherungsschutzes gezahlt. Um in den Genuss von Beitragserstattungen zu kommen, hatten 
sie angefallene Krankheitskosten selbst getragen und nicht bei ihrer Krankenversicherung geltend gemacht. In 
der Einkommensteuererklärung kürzte der Kläger zwar die Krankenversicherungsbeiträge, die als Sonderaus-
gaben angesetzt werden können, um die erhaltenen Beitragserstattungen, minderte diese Erstattungen aber 
vorher um die selbstgetragenen Krankheitskosten, da er und seine Ehefrau insoweit wirtschaftlich belastet sei-
en. Weder das Finanzamt noch das FG folgten seiner Auffassung. 
 
Der BFH sah das ebenso. Zu den Beiträgen zu Versicherungen i.S.d. § 10 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a EStG 
gehören zwar nicht nur die eigentlichen Prämien, sondern auch die üblichen mit dem Versicherungsverhältnis 
zusammenhängenden und vom Versicherungsnehmer zu tragenden Nebenleistungen. Nach dem Wortlaut des 
§ 10 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a EStG muss es sich jedoch um Beiträge „zu“ einer Krankenversicherung han-
deln. Daraus folgt, dass nur solche Ausgaben als Beiträge zu Krankenversicherungen anzusehen sind, die zu-
mindest im Zusammenhang mit der Erlangung des Versicherungsschutzes stehen und damit – als Vorsorge-
aufwendungen – letztlich der Vorsorge dienen. 
 
Aufgrund dessen hat der erkennende Senat bereits entschieden, dass Zahlungen aufgrund von Selbst- bzw. 
Eigenbeteiligungen an entstehenden Kosten keine Beiträge zu einer Versicherung sind. Vor dem Hintergrund 
dieser Beurteilung hat der BFH mit den im Leitsatz zitierten Urteilen bereits entschieden, dass Zahlungen auf-
grund von Selbst- bzw. Eigenbeteiligungen an entstehenden Kosten keine Beiträge zu einer Versicherung sind. 
Der Unterschied zum Selbstbehalt liegt lediglich darin, dass dort bereits im Vorhinein verbindlich auf einen Ver-
sicherungsschutz verzichtet wird, während sich im Streitfall der Kläger erst bei Vorliegen der konkreten Krank-
heitskosten entscheiden kann, ob er sie selbst tragen will, um die Beitragserstattungen zu erhalten. Dies ändert 



 
Sämtliche Beiträge sind mit Sorgfalt bearbeitet, dennoch kann für ihren Inhalt keine Haftung übernommen werden. 

aber nichts daran, dass in beiden Konstellationen der Versicherte die Krankheitskosten nicht trägt, um den Ver-
sicherungsschutz als solchen zu erlangen. 
 
Der BFH verkennt nicht, dass es wirtschaftlich vernünftig sein kann, auf die Erstattung der gezahlten Krank-
heitskosten zu verzichten, um so eine betragsmäßig höhere Beitragserstattung zu erlangen. Es sei aber nicht 
Aufgabe des Steuerrechts, dafür zu sorgen, dass dieser Vorteil auch nach Durchführung der Besteuerung erhal-
ten bleibe. Der Steuerpflichtige habe die Freiheit zu wählen, ob er sich die Krankheitskosten erstatten lasse oder 
nicht. Er habe damit die Möglichkeit, sich für die – auch unter Berücksichtigung der steuerlichen Implikationen – 
im Einzelfall voraussichtlich günstigste Variante zu entscheiden. 
 
Hinweis: 
Ob die Krankheitskosten als einkommensmindernde außergewöhnliche Belastungen gem. § 33 EStG anzuer-
kennen sind, musste der BFH nicht entscheiden: Da die Krankheitskosten der Kläger die sog. zumutbare Eigen-
belastung des § 33 Abs. 3 EStG wegen der Höhe ihrer Einkünfte nicht übersteigen, kam bereits aus diesem 
Grund ein Abzug nicht in Betracht. Der BFH hat daher auch ausdrücklich offengelassen, ob überhaupt eine 
Zwangsläufigkeit der Aufwendungen i.S.d. § 33 Abs. 1 EStG in den Fällen bejaht werden kann, in denen der 
Steuerpflichtige auf die ihm zustehende Erstattung der Krankheitskosten verzichtet. 
 

 
           Ihre Steuerberater 
 

Steuertermine Juni 2018 
11.06. Umsatzsteuer für Monatszahler 
11.06. Lohn- und Kirchensteuer der Arbeitnehmer für Monatszahler 
11.06. Einkommensteuer; Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 
11.06. Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 

 


